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Zur Lage

Volker Kauder
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Der Aufbau Ost bleibt eine gesamtdeutsche Aufgabe
Gleichwertige Lebensverhältnisse herstellen

Ein Vierteljahrhundert leben wir nun schon in einem ver-
einten Deutschland. Eine ganze Generation ist inzwischen 
herangewachsen, die weder Mauer noch Stacheldraht ken-
nengelernt hat. Ost und West sind in diesen 25 Jahren zu-
sammengewachsen. Im Alltag der Menschen sind Unter-
schiede kaum noch zu spüren – unabhängig davon, ob sie 
im Saarland oder in Mecklenburg-Vorpommern leben. 

Gleichwohl bleibt noch einiges zu tun, um in den ost-
deutschen Ländern gleichwertige Lebensverhältnisse her-
zustellen. Darauf dringen wir in unserem Koalitionsantrag, 
den der Bundestag in dieser Woche angenommen hat. So 
muss die Finanzkraft der ostdeutschen Bundesländer auch 
über 2019 hinaus gestärkt werden. Die Verkehrsanbindun-
gen an die Wirtschaftsräume in Ost- und Südosteuropa 
sollten zügig verbessert, strukturschwache Regionen geför-
dert werden. Bei der Aufarbeitung des SED-Unrechtsre-
gimes dürfen wir nicht nachlassen. 

„Für uns Deutsche ist die 
Wiedervereinigung ein Glück“

Für uns Deutsche ist die Wiedervereinigung ein Glück. 
Dass wir es erleben durften, darauf haben viele hingearbei-
tet, und einige haben dafür ihr Leben geopfert. Besondere 
Verdienste hat sich Helmut Kohl erworben. Der „Kanzler 
der Einheit“ hatte es geschafft, die Vorbehalte der Sieger-
mächte und der Nachbarstaaten gegen die Wiedervereini-
gung zu zerstreuen. 

Die CDU in Westdeutschland war die Partei, die immer 
an die Wiedervereinigung geglaubt hat. Zum rechten Zeit-
punkt hat sie die historische Chance ergriffen. Neben der 
Europapolitik war der Einsatz für die deutsche Einheit ei-
ner der Gründe, warum ich in die CDU eingetreten bin.

Nach der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 fanden 
sich die Ostdeutschen allerdings nicht plötzlich im Schla-
raffenland wieder. Denn die politische Freiheit und die Ein-
heit hatten sie mit dem Verlust der wirtschaftlichen Sicher-
heit erkauft. Trotz der personellen und finanziellen Hilfe 
aus den westdeutschen Ländern war manche Anpassung 
nur schwer zu verkraften.

Heute sind diese Schwierigkeiten glücklicherweise Ge-
schichte. Die ostdeutschen Länder haben einen enormen 
Aufholprozess hinter sich. Trotzdem können wir in unse-
ren Bemühungen nicht stehen bleiben. Der Aufbau Ost ist 
und bleibt eine gesamtdeutsche Aufgabe. 
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Für unsere Werte einstehen
Menschenrechte weltweit achten
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Die Bundesregierung hat zum elften 
Mal den Bericht über ihre Menschen-
rechtspolitik vorgelegt. Der Einsatz 
für Menschenrechte ist in Deutsch-
land fest verankert. Wir bekennen uns 
in Artikel 1 unseres Grundgesetzes 
dazu. Die verschiedensten Politikbe-
reiche der Bundesregierung sind da-
von bestimmt. Wir wollen in Deutsch-
land unsere hohen Ansprüche und 
Standards aufrechterhalten. In unse-
rem Land darf niemand ausgegrenzt 
oder benachteiligt werden aufgrund 
von Geschlecht, Religion oder Her-
kunft. Gerade deshalb nehmen wir 
mit großer Sorge zur Kenntnis, dass in 
vielen Teilen der Welt Menschenrech-
te mit Füßen getreten werden. 

Ein Schwerpunkt des vorgelegten 
Menschenrechtsberichts ist die Situa-
tion religiöser Minderheiten welt-
weit. Religionsfreiheit ist ein wesent-
licher Gradmesser für die Menschen-
rechtssituation eines Landes. Vor 
allem die in dem Bericht thematisier-
te, dramatische Lage der Christen und 
anderer religiöser Minderheiten im 
Irak und in Syrien ist zutiefst erschüt-
ternd. Wir als Union müssen immer 
wieder auf diese inakzeptablen Zu-
stände hinweisen. Volker Kauder ist 
seit Jahren im Gespräch mit den geis-
tigen Oberhäuptern der verschiede-
nen Länder des Nahen Ostens. Inzwi-

schen sind aber nicht nur Christen 
dort bedroht. In Syrien und dem Irak 
fliehen auch Muslime vor dem „Isla-
mischen Staat“ (IS), der sich mit 
martialischer Gewalt ausbreitet. 

Wir erleben derzeit in Deutsch-
land den Zustrom vieler Syrer, die 
vor diesem menschenverachtenden 
Treiben in ihrer Heimat fliehen. Wir 
können ihnen in Deutschland Si-
cherheit bieten. Klar ist aber auch, 
dass nicht alle Syrer in Deutschland 
bleiben werden, einige von ihnen 
wollen sicherlich auch eines Tages 
in ihre Heimat zurückkehren. Dafür 
müssen wir die Fluchtursachen vor 
Ort bekämpfen. Das heißt, einer-
seits muss die internationale Staa-
tengemeinschaft den IS zurück-

drängen, andererseits braucht es dann 
sowohl in Syrien als auch im Irak eine 
friedliche Koexistenz der Religionen. 

„Wir müssen die 
Fluchtursachen vor 
Ort bekämpfen“

Auch in anderen Teilen der Welt wer-
den die Menschenrechte häufig ver-
letzt. Der Kampf gegen die weibliche 
Genitalverstümmelung ist ein weite-
rer Schwerpunkt des Menschen-
rechtsberichts. Weltweit sind davon 
etwa 130 Millionen Frauen und Mäd-
chen betroffen, jedes Jahr kommen 
drei Millionen Mädchen dazu. Ein un-
erträglicher Zustand! Das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung leistet 
deshalb dankenswerterweise einen 
großen Beitrag, um die Rechte der 
Mädchen und Frauen in Afrika zu 
stärken.

Unser Engagement für Menschen-
rechte weltweit ist – vor allem vor 
dem Hintergrund der Flüchtlingsströ-
me – heute wichtiger als je zuvor. Wir 
als Union werden hier unermüdlich 
weiterarbeiten und für unsere Werte 
einstehen.
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„Integration hat zwei Richtungen“
De Maizière stellt Asylreform im Bundestag vor

Die Fraktion im Plenum

Vor dem Hintergrund anhaltend ho-
her Flüchtlingszahlen hat der Bun-
destag am Donnerstag die umfang-
reichste Reform des Asylrechts seit 
den 1990er Jahren debattiert. Bundes-
innenminister Thomas de Maizière, 
der das Gesetzespaket vorstellte, sag-
te: „Wir bekennen uns klar und deut-
lich zur Integration derjenigen, die 
schutzwürdig sind.“ Gleichzeitig 
machte er deutlich, dass abgelehnte 
Asylbewerber das Land wieder verlas-
sen müssen. Der stellvertretende Vor-
sitzende der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Thomas Strobl, nannte es 
eine gute Gemeinschaftsleistung von 
Bund und Ländern, dass sie ein so 
großes Gesetzespaket in so kurzer Zeit 
auf den Weg gebracht haben. 

Zum ersten Mal werde unterschie-
den zwischen denjenigen, die unseres 
Schutzes bedürfen, und denjenigen, 
die nicht schutzbedürftig seien, be-
tonte Strobl. Dies ziehe sich wie ein 
roter Faden durch das Gesetzespaket. 
De Maizière sprach von fünf zentralen 
Botschaften. Neben der Beschleuni-
gung der Asylverfahren, der Integrati-
on der Schutzbedürftigen, dem Abbau 
von Fehlanreizen für Migration und 
eine konsequente Rückführung abge-
lehnter Asylbewerber nannte er Hil-
fen des Bundes für Länder und Kom-
munen sowie den Abbau von Rechts-
regeln, die eine zügige Unterbringung 
der Flüchtlinge verhinderten. Unter 
anderem wird im Gesetz die Liste si-
cherer Herkunftsstaaten auf dem Bal-
kan erweitert. (Zu Einzelheiten siehe 
Fragen und Antworten Seite 4)

„Es werden viele 
sein, sehr viele“

Jeden Tag kommen derzeit zwischen 
5.000 und 10.000 Flüchtlinge nach 
Deutschland. Von denjenigen, die 
bleiben dürfen, nimmt de Maizière 
an: „Das werden viele sein, sehr viele.“ 
Sie sollten nicht nur geduldet, son-
dern voll angenommen werden. „Sie 
werden unsere Nachbarn und Mitbür-

Innenminister de Maizière stellt Asylreform im Bundestag vor

ger sein.“ An sie appellierte der Minis-
ter gleichzeitig: „Integration hat zwei 
Richtungen.“ So werde von den Bür-
gern eine Willkommenskultur erwar-
tet. Von den Flüchtlingen mit einer 
Bleibeperspektive müsse man aber 
auch eine „Anerkennungskultur“ ein-
fordern: „Sie müssen unsere Rechts- 
und Werteordnung annehmen und 
respektieren.“ Nicht akzeptabel seien 
etwa Gewaltausbrüche in Flüchtlings-
unterkünften, sagte Strobl. 

Funktionierendes Sozialwesen 
erhalten

Der stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende unterstrich die Regeln des Zu-
sammenlebens in Deutschland. So 
stehe das Grundgesetz über der Reli-
gion, Frauen und Männer seien 
gleichberechtigt, und jeder könne sei-
ne Meinung frei äußern. Das alles sei 
möglich, so lange jemand die Gesetze 
respektiere. „Und die macht bei uns in 
Deutschland nicht der Prophet, die 
macht das Parlament.“ 

Der innenpolitische Sprecher der 
Unionsfraktion, Stephan Mayer, be-
tonte, Deutschland habe nicht nur 
eine Verpflichtung gegenüber den 
Schutzsuchenden, die zu uns kom-
men, sondern auch gegenüber der 
heimischen Bevölkerung, ein funkti-
onierendes Sozialwesen zu erhalten. 

Mayer äußerte die Besorgnis ange-
sichts des anhaltend hohen Zustroms 
an Flüchtlingen, dass Deutschland 
„über kurz oder lang überfordert“ sein 
werde. Deshalb werde mit dem Gesetz 
auch das wichtige Signal ausgesendet, 
dass diejenigen, die nicht schutzbe-
dürftig seien, sich gar nicht erst auf den 
Weg nach Deutschland machen sollten. 
Strobl sagte, es geschehe nicht aus Hart-
herzigkeit, sondern aus Einsicht in die 
Grenzen unserer Möglichkeiten, wenn 
man Menschen zurück in ihre Heimat 
schicke – etwa in ihre sicheren Her-
kunftsländer auf dem Balkan. 

Weitere Maßnahmen nicht  
ausgeschlossen

Alle Redner der Union lobten das Ge-
setzespaket, schlossen aber die Not-
wendigkeit weiterer Maßnahmen 
nicht aus. So sagte de Maizière, man 
habe sich rechtlich und organisato-
risch auf die aktuelle Herausforde-
rung eingestellt. „Ob das reicht, wird 
man sehen.“ Mayer meinte: „Dies ist 
ein Zwischenschritt. Es wird uns 
nicht erspart bleiben, dass wir uns 
sehr schnell über weitergehende 
Maßnahmen unterhalten.“ Das jetzige 
Paket soll Mitte Oktober im Bundestag 
abschließend beraten werden und am 
1. November in Kraft treten.
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Asylverfahren künftig schneller und effizienter
Gesetzespaket trägt Handschrift der Union

Die Fraktion informiert

Der Bundestag hat in dieser Woche 
ein umfangreiches Gesetzespaket mit 
Neuregelungen zum Asylrecht in ers-
ter Lesung beraten. Ziel ist es, die 
Asylverfahren zu beschleunigen so-
wie die Unterbringung und Versor-
gung von Flüchtlingen zu erleichtern. 
Außerdem soll die Integration von 
Asylbewerbern  mit guter Bleibepers-
pektive in die Gesellschaft und den 
Arbeitsmarkt verbessert werden. Das 
Gesetzespaket, das maßgeblich die 
Handschrift der Union trägt, soll 
schon zum 1. November in Kraft tre-
ten. „Fraktion direkt“ gibt Antworten 
auf die wichtigsten Fragen zur Bewäl-
tigung der Flüchtlingskrise:

Welche Grundsätze verfolgt die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion in 
der Flüchtlingspolitik?

Alle Flüchtlinge haben Anspruch auf 
menschenwürdige Behandlung und 
ein faires Asylverfahren. Der Schutz 
muss sich aber auf die tatsächlich Ver-
folgten konzentrieren. Sie sollen so 
schnell wie möglich in Gesellschaft 
und Arbeitsmarkt integriert werden. 
Im Gegenzug müssen Asylbewerber, 
die nicht schutzbedürftig sind, konse-
quent zurückgeführt werden.

Was ändert sich in der deutschen 
Flüchtlingspolitik?

Mit dem Gesetzespaket schafft die Ko-
alition die Voraussetzungen, um die 
Asylverfahren effizienter und zügiger 
durchführen zu können. Ein wichti-
ger Baustein ist die Einstufung Alba-
niens, des Kosovos und Montenegros 
als sichere Herkunftsstaaten. Die An-
träge von Asylbewerbern aus diesen 
Ländern mit ohnehin geringer Aner-
kennungsquote können so schneller 
bearbeitet werden. 

Antragsteller aus diesen Ländern 
sind künftig verpflichtet, bis zum Ab-
schluss des Verfahrens bzw. zu ihrer 
Ausreise in den Erstaufnahmeein-
richtungen zu wohnen. Für sie gibt es 
keine Integrationsleistungen. Außer-
dem wird für sie ein Ausbildungs- 
und Beschäftigungsverbot eingeführt. 

Um falsche Anreize für illegale Ein-
wanderung abzubauen, sollen zu-
künftig in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen soweit wie möglich Geld- 
durch Sachleistungen ersetzt werden. 
Abgelehnte Asylbewerber, die ausrei-
sen müssen, erhalten die vollen Leis-
tungen nur noch bis zum festgesetz-
ten Ausreisetermin. 

Schließlich werden Bund, Länder 
und Gemeinden verstärkt zusammen-
arbeiten, um abgelehnte Asylbewer-
ber zügig zurückzuführen. Außerdem 
werden die Regeln im Kampf gegen 
Schleuser verschärft. 

Wie wird die Gesundheitsversor-
gung geregelt?

Eine bundesweite Gesundheitskarte 
wird es nicht geben. Jedes Land muss 
selbst entscheiden, ob es eine solche 
Gesundheitskarte einführen will. Der 
Leistungsumfang bleibt aber auch 
dann auf Akutfälle beschränkt und 
wird nicht auf das Niveau der Gesetz-
lichen Krankenversicherung angeho-
ben. Verbesserungen gibt es richtiger-
weise nur beim Impfschutz.

Wie hilft der Bund Ländern und 
Kommunen?

Der Bund stockt die bereits bestehen-
den Leistungen weiter auf. Kern der 
zusätzlichen finanziellen Hilfen ist 
eine Abschlagszahlung, die ab 2016 

für jeden der geschätzten 800.000 
Asylbewerber in Höhe von 670 Euro 
pro Monat gezahlt werden soll. Bei ei-
ner unterstellten Verfahrensdauer 
von fünf Monaten ergibt sich ein Be-
trag von 2,68 Milliarden Euro. 

Darüber hinaus beteiligt sich der 
Bund an den Kosten für unbegleitete, 
minderjährige Flüchtlinge mit jähr-
lich 350 Millionen Euro. Den für 2015 
vorgesehenen Beitrag zur Entlastung 
der Länder verdoppelt er auf zwei Mil-
liarden. Der Bund unterstützt Länder 
und Kommunen außerdem beim 
Neubau von Wohnungen.

Was wird für die Integration 
getan?

Der Bund öffnet die Integrationskurse 
für Asylbewerber mit guter Bleibeper-
spektive. Außerdem soll diese Perso-
nengruppe schneller in den Arbeits-
markt integriert werden. Das Leihar-
beitsverbot für Asylbewerber und 
Geduldete entfällt deshalb bereits 
nach drei Monaten. Außerdem wird 
der Zugang zu Arbeitsfördermaßnah-
men erleichtert. 

Für Staatsangehörige der Westbal-
kan-Staaten schafft das Gesetzespaket 
die Möglichkeit einer legalen Arbeits-
migration. Allerdings wird ein Spur-
wechsel nach dem Motto „Raus aus 
dem Asylsystem, rein in den Arbeits-
markt“ ausgeschlossen.
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Ankunft von Flüchtlingen am Bahnhof in München



5 | Fraktion direkt 44 | 02. Oktober 2015

Die Fraktion im Gespräch

Joachim	Pfeiffer
Wirtschaftspolitischer Sprecher  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„Die Wiedervereinigung ist eine Erfolgsgeschichte“
Joachim	Pfeiffer	über	Leistungen	und	Herausforderungen	in	 
25 Jahren deutscher Einheit 

25 Jahre deutsche Einheit: Für die 
CDU/CSU-Fraktion Gelegenheit, 
Bilanz zu ziehen, Leistungen zu wür-
digen und Herausforderungen anzu-
gehen. Am Freitag stellte die Bundes-
regierung im Bundestag ihren Bericht 
zum Stand der deutschen Einheit vor; 
die Koalitionsfraktionen brachten 
einen gemeinsamen Antrag dazu ein. 
„Fraktion direkt“ sprach mit dem 
wirtschaftspolitischen Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion, Joachim Pfeiffer, 
über das Thema.

Herr Pfeiffer, 25 Jahre deutsche Einheit 
– ein Vierteljahrhundert. Ist es nun an 
der Zeit, einen Schlussstrich unter die 
Aufarbeitung der deutschen Vergangen-
heit zu ziehen?

Pfeiffer: Der Mauerfall war ein Glücks-
moment der deutschen Geschichte. 
Das Zusammenwachsen von Ost und 
West ist jedoch ein langfristiger Pro-
zess. Es braucht keinen Stichtag, an 
dem die Einheit „fertig“ ist. 
   Keinen Schlussstrich sollte man 
hinter die Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur ziehen. Wir müssen uns mit 
dieser Zeit auseinandersetzen – nur 
so kann eine Verharmlosung der SED-
Verbrechen verhindert werden.

Die ostdeutsche Wirtschaft hat 
sich in den vergangenen zweiein-
halb Jahrzehnten enorm entwi-
ckelt. An welchen Stellen hapert es 
noch?

Pfeiffer: Erst einmal sollte man 
anerkennen, dass das Gesamt-
projekt eine Erfolgsgeschichte 
ist. Trotzdem ist noch einiges zu 
tun, zum Beispiel auf dem 
Arbeitsmarkt.
   Die Arbeitslosenquote ist im 
Osten drei Prozent höher als in 
den alten Bundesländern. Kein 
einziges DAX-Unternehmen hat 
seinen Sitz in den neuen Län-
dern. Aber Investitionen in For-
schung und Innovation zahlen 

sich mittlerweile aus. In Ostdeutsch-
land finden sich viele mittelständi-
sche Unternehmen, die in ihren 
Nischen weltweit führend sind.
   Der demografische Wandel ist eine 
Herausforderung für die neuen Bun-
desländer. Zwar hat sich die Jugend-
arbeitslosigkeit inzwischen halbiert, 
aber nun müssen wir dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken.

Wo ist der Aufbau Ost besonders gut 
gelungen?

Pfeiffer: Alles aufzuzählen würde – 
zum Glück – den Rahmen dieses 
Interviews sprengen. Heute ist die 
Arbeitslosigkeit in den neuen Bun-
desländern auf dem niedrigsten 
Stand seit der Wiedervereinigung. 
Das zeigt, dass es in der wirtschaftli-
chen Entwicklung konsequent auf-
wärts geht. Bildung und Forschung 
sind auf einem hohen Niveau; glei-
ches gilt für Kultureinrichtungen. 
Dresden, Potsdam, Leipzig, Rostock, 
Magdeburg oder Erfurt haben sich als 
Kultur-, Wirtschafts- und Wissen-
schaftsstandorte etabliert. 
   Ein wichtiger Aspekt ist die Infra-
struktur. Nach der Wiedervereini-
gung haben wir die Verkehrswege in 
der ehemaligen DDR saniert. Auch 

mussten erst einmal Straßen zwi-
schen Ost und West gebaut werden. 
Im Hinblick auf einige Autobahnen 
ist nun eher ein Aufbau West gefragt.
   Es wird oftmals vergessen, dass die 
DDR auch in ökologischer Hinsicht 
ein Sanierungsfall war. Die Beseiti-
gung von Altlasten, gerade im Che-
miedreieck oder rund um den Braun-
kohletagebau, war ein enormer 
Kraftakt. Heute sind fast fünf Prozent 
der Fläche der ehemaligen DDR 
Naturparks oder Biosphärenreser-
vate. Gerade der Tourismus profitiert 
davon. 

Wie sieht es mit der Angleichung der 
Renten aus?

Pfeiffer: 25 Jahre nach der Einheit 
gelten immer noch unterschiedliche 
Rentenwerte in Ost und West. Zum 
Ende des Solidarpakts, also 2019, 
werden die Rentenwerte vollständig 
angeglichen. In den nächsten beiden 
Jahren werden bereits Teilanglei-
chungen geprüft. Grundsätzlich 
erscheinen derartige Unterschiede 
nicht mehr zeitgemäß, aber die Inte- 
gration der beiden Rentensysteme 
war nur als langfristiges Projekt mög-
lich. Übrigens ist die Eingliederung 
der DDR-Alterssicherung in das umla-
gefinanzierte Rentensystem ebenfalls 
eine enorme Leistung gewesen, auf 
die gerade die Union stolz sein kann.

Müssen wir auch nach dem Auslaufen 
des Solidarpaktes II 2019 die ostdeut-
schen Bundesländer weiter finanziell 
unterstützen?

Pfeiffer: Es wird sicherlich auch 
zukünftig eine finanzielle Umlage 
zwischen stärkeren und schwächeren 
Bundesländern geben. Stärker und 
schwächer sind dabei aber keines-
wegs deckungsgleich mit Ost und 
West. 
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Die Fraktion im Plenum

Menschenrechte sind die Richtschnur 
des innen- wie außenpolitischen 
Handelns der Bundesregierung. Dies 
geht aus dem elften Bericht der Bun-
desregierung über ihre Menschen-
rechtspolitik hervor, der am Donners-
tag im Bundestag debattiert wurde. In 
ihm wird insbesondere die Konkreti-
sierung des Menschenrechtsansatzes 
als Querschnittsansatz in der deut-
schen Entwicklungspolitik aufge-
zeigt. Thematisch sehr verschiedene 
Projekte und Programme werden an 
menschenrechtlichen Standards und 
Prinzipien ausgerichtet. Darüber hin-
aus durchdringen die Menschenrech-
te alle Politikbereiche.

Die weltweite Abschaffung der To-
desstrafe und die Ächtung von Folter, 
die Bekämpfung des Menschenhan-
dels und das hohe Gut der Medien- 
und Meinungsfreiheit sind wichtige 
Anliegen, für deren Umsetzung die 
Bundesregierung sich weltweit enga-
giert. Denn leider ist es eine Tatsache,  
dass die universellen Menschenrech-
te in vielen anderen Teilen der Erde 
keineswegs beachtet werden. 
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Religiöse Minderheiten schützen

Der elfte Menschenrechtsbericht 
zieht jedoch nicht nur Bilanz für den 
Berichtszeitraum März 2012 bis Feb-
ruar 2014, er ist auch auf die Zukunft 
ausgerichtet: Im „Aktionsplan Men-
schenrechte der Bundesregierung 
2014 – 2016“ werden wesentliche An-
liegen deutscher Menschenrechtspo-
litik für die nahe Zukunft formuliert. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
unterstützt die Bundesregierung aus-
drücklich in ihrem Vorhaben, ihre be-
sondere Aufmerksamkeit auf die 
weltweite Lage religiöser Minderhei-
ten zu richten – sind doch die welt-
weite Durchsetzung der Religionsfrei-
heit und die Verbesserung der oft kriti-
schen Lage christlicher Minderheiten 
für sie Kernthemen ihrer Menschen-
rechtspolitik. Die Solidarität der Frak-
tion gilt darüber hinaus allen religiö-
sen Minderheiten, etwa den Bahai im 
Iran oder den Jesiden im Irak, die auf-
grund ihrer Religion benachteiligt 
und diskriminiert werden. 

Im Sommer 2014 versuchte der so-
genannte Islamische Staat, die Jesi-
den aus ihrer Heimat im Nordirak zu 
vertreiben.

Weibliche Genitalverstümmelung 
bekämpfen

Brennpunktthema des aktuellen Be-
richts ist die weibliche Genitalver-
stümmelung. Nach Schätzungen des 
Kinderhilfswerks der Vereinten Nati-
onen sind weltweit etwa 130 Millio-
nen Frauen und Mädchen davon be-
troffen. Die weibliche Genitalver-
stümmelung wird in 28 Ländern 
Afrikas, aber auch im Süden der Ara-
bischen Halbinsel und in einigen Län-
dern Asiens praktiziert. Allerdings hat 
sich diese Praxis durch Wanderungs-
bewegungen inzwischen auch in Eu-
ropa und Nordamerika verbreitet. 
Dieses grausame Verbrechen ist eine 
fundamentale Menschenrechtsverlet-
zung und  Ausdruck von Diskriminie-
rung und Gewalt gegen Mädchen und 
Frauen. Daher setzt sich die Bundesre-
gierung in Deutschland und weltweit 
nachdrücklich für die Beseitigung 
dieser Praxis ein. In der nationalen 
Gesetzgebung wurde deshalb ein ei-
gener Straftatbestand eingeführt. 

Jesiden	im	Sommer	2014	auf	der	Flucht	im	Norden	Iraks

Menschenrechte sind die Richtschnur
Bundestag debattiert Bericht der Bundesregierung über  
Menschenrechtspolitik



7 | Fraktion direkt 44 | 02. Oktober 2015

Die Fraktion im Gespräch
Fo

to
: K

at
ja

-J
ul

ia
 F

is
ch

er

Jürgen Hardt
Außenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„Assad kann nicht Teil einer langfristigen Lösung sein“
Jürgen Hardt über die Lage in Syrien und Wege zu einer  
Befriedung	des	Konflikts

Syrien befindet sich seit über vier 
Jahren im Bürgerkrieg. Dieser Krieg 
hat bislang über 250.000 Todesopfer 
gefordert; rund zwölf Millionen Men-
schen sind innerhalb und außerhalb 
des Landes auf der Flucht. Viele von 
ihnen machen sich auf einen gefähr-
lichen Weg nach Europa. Über die 
Dringlichkeit einer Friedenslösung 
sprach „Fraktion direkt“ mit dem 
außenpolitischen Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen 
Hardt.

Herr Hardt, in die Bemühungen um 
eine Friedenslösung scheint Bewegung 
zu kommen. Warum gerade jetzt?

Hardt: Seit über vier Jahren stellen 
wir uns die Frage, wie wir dem Leiden 
in Syrien endlich ein Ende setzen 
können. Ein Erfolg hierbei würde uns 
auch in der Flüchtlingsfrage deutlich 
entlasten. Die gewaltige Zahl der 
Flüchtlinge ist nicht nur eine große 
Herausforderung für die Nachbarlän-
der Syriens – wie die Türkei, Libanon 
oder Jordanien –, sondern wird auch 
immer mehr zu einer Belastungs-
probe für Deutschland und Europa. 

Eine militärische Lösung der 
innersyrischen Konflikte kann 
es jedoch nicht geben. Viel-
mehr braucht es jetzt dringend 
eine neue und starke politische 
Initiative für die Menschen in 
Syrien. Zugleich haben die Ver-
handlungen über das Atompro-
gramm mit dem Iran gezeigt, 
dass die internationale 
Gemeinschaft auch mit schwie-
rigen Partnern umgehen kann. 
Das gelingt aber nur, wenn alle 
gemeinsam an einem Strang 
ziehen.

„Russland und 
Iran müssen mit 

an den Tisch“

Wie bewerten Sie die Rolle Russlands?

Hardt: Russland ist ein bedeutender 
Akteur, der seine militärische Präsenz 
im Kampf gegen den IS („Islamischer 
Staat“) und zur Unterstützung von 
Präsident Assad in Syrien in den ver-
gangenen Wochen nicht nur deutlich 
ausgeweitet hat, sondern seit Mitt-
woch mit eigenen Luftschlägen ein-
greift. Dennoch bleibt es dabei: Mili-
tärische Einsätze allein werden die 
Krise in Syrien nicht überwinden hel-
fen. Für eine politische Lösung müs-
sen, so schwierig es ist, alle Akteure, 
d.h. auch Russland, Iran, die Türkei 
und Saudi-Arabien mit einbezogen 
werden. Es reicht auf Dauer nicht 
mehr, nur bilateral mit allen zu spre-
chen. Wichtig ist, dass es gelingt, alle 
gemeinsam an einen Tisch zu brin-
gen, um Kompromisslinien auszulo-
ten. Richtig ist aber auch, dass viele 
Konfliktlinien so weit auseinander 
liegen, dass zurzeit noch kein Tisch 
dafür groß genug ist. Die Hoffnung 

besteht darin, dass das E3+3-Modell 
– also die drei EU-Staaten Großbri-
tannien, Frankreich und Deutschland 
sowie die Vereinigten Staaten, Russ-
land und China –, das bei den Nukle-
arverhandlungen mit dem Iran 
erfolgreich war, jetzt auch etwas 
bewegen kann. 

Kann der syrische Machthaber Baschar 
al-Assad Teil der Lösung sein?

Hardt: Es wäre falsch, der vom syri-
schen Regime propagierten Behaup-
tung zu folgen, wonach die einzige 
Alternative Assad oder der IS seien. 
Unrealistisch ist es aber auch zu glau-
ben, dass eine politische Einigung 
gefunden werden kann, ohne Gesprä-
che mit Präsident Assad zu führen. 
Dennoch ist klar, dass Assad nicht 
Teil einer langfristigen Lösung sein 
kann. Er ist gegen sein eigenes Volk 
mit Fassbomben und Giftgas vorge-
gangen und hat durch seine harte 
Haltung sowie die blutige Nieder-
schlagung der zunächst friedlichen 
Proteste dazu beigetragen, dass der IS 
in Syrien überhaupt Fuß fassen 
konnte. Für die meisten Syrer kann er 
somit kaum eine Option sein. 

Sollte Deutschland sich in irgendeiner 
Form militärisch einbringen?

Hardt: Unter Führung der Vereinigten 
Staaten wurde eine breite internatio-
nale Koalition mit über 60 Staaten zur 
Bekämpfung des IS gebildet. Deutsch-
land beteiligt sich daran mit der 
Unterstützung der Peschmerga im 
Nordirak und verschiedenen Stabili-
sierungsmaßnahmen. Die Ausbil-
dung und Ausrüstung der kurdischen 
Peschmerga könnten wir gegebenen-
falls ausweiten. 
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Die CDU/CSU-Fraktion im Internet  
www.cducsu.de
Der Blog der CDU/CSU-Fraktion    
blogfraktion.de
Fraktion direkt   
www.cducsu.de/fd

www.facebook.com/ 
cducsubundestagsfraktion

twitter.com/ 
cducsubt

www.youtube.com/cducsu

Letzte Seite

Fraktion direkt bestellen 

Unser Newsletter „Fraktion direkt“ erscheint in den Sitzungswochen des Deutschen Bundestages. 
Wenn Sie ihn künftig regelmäßig lesen wollen, können Sie ihn unter www.cducsu.de/newsletter 
abonnieren.

Termine www.cducsu.de/veranstaltungen

       14. Oktober 2015       Kongress Gründungen und Unternehmensfinanzierung

       15. Oktober 2015       Kommunalforum Asyl und Flüchtlinge
13.-15. Dezember 2015    Parteitag der CDU Deutschland
       16. Dezember 2015   Vorweihnachtliche Feier der CDU/CSU-Fraktion

Politik zum 
Anfassen 
„Tage der  
Begegnung“

Wie bildet sich ein Politiker seine 
Meinung? Gibt es Freundschaften in 
der Politik? Und: Wie häufig sieht ein 
Politiker eigentlich seine Familie? 
Den Politiker nicht nur als Entscheider 
und vermeintlichen Machtmenschen 
wahrnehmen, sondern auch die Pri-
vatperson dahinter entdecken – das 
wollten die 200 jungen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der „Tage der Be-
gegnung“. Diese Gespräche über Glau-
be, Werte und Politik fanden in der 
vergangenen Woche unter der Schirm-
herrschaft von Bundestagspräsident 
Norbert Lammert im Parlament statt.

Zahlreiche Abgeordnete der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion stellten sich 
auf Podien und in Workshops den Fra-
gen der Studierenden. In entspannter 
Atmosphäre  entlockten die Teilneh-
mer mit ihren direkten Fragen den Po-
lit-Profis so manche Anekdote. 

Nahostkonflikt	und	Flüchtlings-
frage im Mittelpunkt

Doch schnell standen die tagesaktuel-
len, drängenden Fragen im Zentrum. 
Im Gespräch mit dem stellvertreten-
den Fraktionsvorsitzenden und Kir-
chenbeauftragten Franz Josef Jung 
wurden vor allem die Konflikte im Na-
hen Osten und die Flüchtlingsbewe-
gung nach Europa angesprochen. 
„Klar ist: Wir müssen dem Morden in 
Syrien Einhalt gebieten“, sagte Jung. 
Deshalb müsse man die Finanzströme 
an den „Islamischen Staat“ (IS) aus-
trocknen, diesem die Nachschubwege 
abschneiden und regionale Gruppen, 
die sich dem Terrornetzwerk entge-
genstellen, ausrüsten und ausbilden. 
„Die ersten Gespräche zwischen der 
amerikanischen und der russischen 
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Regierung geben Hoffnung“, erklärte 
Jung mit Blick auf eine mögliche Frie-
denslösung für Syrien.

Auch die Herausforderung, die gro-
ße Gruppe der muslimischen Gläubi-
gen unter den Flüchtlingen hier zu in-
tegrieren, war ein Thema. „Ich habe 
den Eindruck, dass die meisten die 
Nase voll vom IS haben und von al-
lem, was damit verbunden ist. Natür-
lich stehen wir an der Seite der Musli-
me, die ihre Religion im Einklang mit 
unserer Gesellschaft leben und  unse-
re freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung achten“, sagte Jung und fügte 

hinzu: „Doch wir müssen uns fragen, 
ob es für die Integration auf Dauer gut 
ist, wenn beispielsweise Imame vom 
Ausland nach Deutschland entsandt 
und von dort finanziert werden.“ Auch 
müsse es selbstverständlich werden, 
dass in Moscheen hierzulande auf 
Deutsch gepredigt werde. „Es ist daher 
keine Hilfe, wenn Saudi-Arabien die 
Finanzierung von 200 Moscheen in 
Deutschland anbietet. Stattessen soll-
te Saudi-Arabien lieber selbst Flücht-
linge aufnehmen oder Flüchtlings-
camps finanzieren“, forderte Jung. 


